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Antwort 
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- Drucksache 19/4146 - 


Modellprojekt Bürgerarbeit 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Das Projekt „Bürgerarbeit“ wurde von der Regionaldirektion Sachsen-Anhalt- 
Thüringen der Bundesagentur für Arbeit und der Landesregierung Sachsen-An¬ 
halt konzipiert und durch die Regionaldirektion Bayern weiterentwickelt. Das 
primäre Ziel dieses an zehn Modellstandorten getesteten Aktivierungskonzeptes 
war es, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren und dadurch die Anzahl ar¬ 
beitsloser Menschen erheblich zu reduzieren (https://bit.ly/2MoRj31). 

Am 15. Juli 2010 startete das Bundesministerium für Arbeit und Soziales das neue 
Modellprojekt „Bürgerarbeit“. Das Ziel des Modellprojektes Bürgerarbeit war es, 
einen möglichst hohen Anteil der arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
durch qualitativ gute und konsequente Aktivierung in den allgemeinen Arbeits¬ 
markt zu integrieren und nur die arbeitslosen Hilfebedürftigen in „Bürgerarbeit“ zu 
vermitteln, bei denen eine Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mög¬ 
lich ist (Ultima Ratio) (https://bit.ly/20UYSvE). Dazu erklärte die damalige Bun¬ 
desministerin für Arbeit und Soziales Dr. Ursula von der Leyen in der Pressemit¬ 
teilung vom 9. Juli 2010: „Aktiv zu sein ist immer besser als zuhause auf ein Joban¬ 
gebot zu warten. Deshalb haben wir bei der Bürgerarbeit nicht nur eine intensive 
Aktivierungs- und Vermittlungsphase vorgeschaltet, sondern auch zur Bedingung 
gemacht, dass jedem Bürgerarbeiter ständig ein persönlicher Coach zur Seite steht, 
der motiviert, berät und unterstützt, damit der Sprung in einen regulären Job ge¬ 
lingt. Denn das oberste Ziel auch der Bürgerarbeit ist, Menschen dauerhaft in regu¬ 
läre Jobs zu bringen“ (https://bit.ly/2N8qldJ). 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Modellprojekte „Bürgerarbeit“ wurden begleitend evaluiert. Der Endbericht 
der Evaluation ist auf der Internetseite des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) unter folgender Adresse www.bmas.de/DE/Service/Medien/ 
Publikationen/Forschungsberichte/Forschungsberichte-Arbeitsmarkt/fb-458- 
evaluation-der-modellprojekte-buergerarbeit.html veröffentlicht. Im Folgenden 
genannte Verweise auf die Evaluation beziehen sich immer auf die Langfassung. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
19. September 2018 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die Evaluatoren haben ebenfalls Endbericht und Zwischenberichte aus den Jah¬ 
ren 2013 und 2014 auf ihren Seiten www.isg-institut.de/evaluation-der-modell 
projekte-buergerarbeit/ veröffentlicht. 

1. Wie viele Programmeintritte fanden im Zeitraum vom 15. Juli 2010 bis zum 
31. Dezember 2014 statt (bitte auf Monatsbasis nach folgenden Merkmalen 
getrennt ausweisen: 

a) Geschlecht 

b) Alter bei Programmeintritt, unterteilt nach 

- unter 25 Jahren 

- 25 bis 34 Jahre 

- 35 bis 54 Jahre 

- 55 Jahre und älter 

c) Staatsangehörigkeit - Deutsche, Ausländer 

d) Eintritt in die Aktivierungsphase 

e) Eintritt in die Beschäftigungsphase)? 

2. Wie viele Programmaustritte fanden im Zeitraum vom 15. Juli 2010 bis zum 
31. Dezember 2014 statt (bitte auf Monatsbasis nach den in Frage 1 genann¬ 
ten Merkmalen a), b), c), d) und e) getrennt ausweisen)? 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet. 

Mit den Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) können nur die 
Eintritte und Austritte aus der Beschäftigungsphase des Modellprojekts Bürger¬ 
arbeit abgebildet werden. Diese Informationen finden sich differenziert nach Mo¬ 
naten und Merkmalen in der angehängten Tabelle (Anlage 1). 

3. Wie viele Tage waren die Teilnehmer, die das Programm vorzeitig verlassen 
haben, im Programm durchschnittlich aktiv? 

Mit den Daten der Statistik der BA kann nur die Beschäftigungsphase abgebildet 
werden (s. o.). Die durchschnittliche tatsächliche Teilnahmedauer in der Beschäf¬ 
tigungsphase betrug für alle Teilnehmer 606 Tage, für diejenigen, die die Förde¬ 
rung vorzeitig beendet haben, 395 Tage. 

4. Wie viele Programmaustritte sind seit dem Programmstart bis zum 31. De¬ 
zember 2014 auf 

a) den Teilnehmer, 

b) den Arbeitgeber oder 

c) das Jobcenter bzw. den zugelassenen kommunalen Träger 

Zurückzufuhren (bitte die Anzahl jeweils getrennt nach den Jahren 2010, 
2011, 2012, 2013 und 2014 ausweisen)? 

5. Welche Gründe wurden von den Teilnehmern angegeben, die zu einer vor¬ 
zeitigen Beendigung der Teilnahme führten (bitte die Gründe mit der aufge¬ 
tretenen Häufigkeit in Prozent ausweisen)? 

6. Welche Gründe wurden von den Arbeitgebern angegeben, die zu einer vor¬ 
zeitigen Kündigung des Teilnehmers führten (bitte die Gründe mit der auf¬ 
getretenen Häufigkeit in Prozent ausweisen)? 
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7. Welche Gründe wurden von den Jobcentern bzw. kommunalen Trägem an¬ 
gegeben, die zu einer vorzeitigen Beendigung der Teilnahme führten (bitte 
die Gründe mit der aufgetretenen Häufigkeit in Prozent ausweisen)? 

Die Fragen 4 bis 7 werden gemeinsam beantwortet. 

Diese Daten wurden weder im Rahmen des Monitorings, noch in den BA-Pro- 
zessdaten erhoben, so dass hierzu keine Angaben möglich sind. 

8. Wie viele Programmaustritte sind in den Jahren 2010 bis 2014 darauf zu¬ 
rückzuführen, dass Teilnehmer eine nicht geforderte Beschäftigung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt angetreten haben (bitte für die Jahre 2010, 2011, 2012, 
2013 und 2014 getrennt ausweisen)? 

Da Teilnehmer teilweise bereits mit Eintritt in die Beschäftigungsphase aus dem 
Leistungsbezug des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) herausgefallen 
sind, liegen hierzu keine aussagekräftigen Daten vor. Um die Wirkung der Be¬ 
schäftigungsphase auf die Integration in den ersten Arbeitsmarkt feststellen zu 
können, wurde diese im Rahmen der Evaluation untersucht. Die Ergebnisse fin¬ 
den sich in Kapitel 4.4 des Endberichts. Elierbei musste feststellt werden, dass es 
im Rahmen der Beschäftigungsphase zu Lock-In-Effekten kam (vgl. Antwort zu 
Frage 24). 

9. Wie viele Sanktionen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bei Ab¬ 
lehnung oder Aufgabe zumutbarer Bürgerarbeit in den Jahren 2010 bis 2014 
ausgesprochen (bitte für die Jahre 2010,2011,2012,2013 und 2014 getrennt 
ausweisen)? 

10. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung im Programmverlauf Fälle, in 
denen sanktionsrelevante Sachverhalte nicht nachvollziehbar geprüft oder 
sanktioniert wurden? 

Wenn ja, 

a) wie viele solcher Fälle sind der Bundesregierung bekannt, 

b) aus welchem Grund erfolgte nach Kenntnis der Bundesregierung keine 
Sanktionierung, und 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

Die Fragen 9 und 10 werden gemeinsam beantwortet. 

Den Jobcentem war freigestellt, in ihrem Konzept zur Umsetzung der Modellpro¬ 
jekte „Bürgerarbeit“ eine Zuweisung in die eigentliche Beschäftigungsphase für 
die Teilnehmer freiwillig oder verpflichtend vorzusehen. Entsprechend wurden 
hierzu zentral keine Daten erfasst, so dass hierzu keine Angaben möglich sind. 
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11. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung Fälle, in denen Programmteil¬ 
nehmer vor der Beschäftigungsphase nicht mindestens sechs Monate ord¬ 
nungsgemäß aktiviert worden sind? 

Wenn ja, 

a) wie viele Teilnehmer wurden nach Kenntnis der Bundesregierung nicht 
mindestens sechs Monate ordnungsgemäß aktiviert (bitte auch in Prozent 
ausweisen), 

b) welche Gründe lagen nach Kenntnis der Bundesregierung dafür vor, und 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Die Aktivierungs¬ 
phase wurde durch die programmbegleitende Evaluation qualitativ untersucht 
und positiv bewertet. Die Ergebnisse im Einzelnen finden sich im Endbericht in 
Kapitel 3. 


12. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung Fälle, in denen Entscheidungen 
zur Zuweisungen in die Bürgerarbeit („Ultima Ratio“) nicht ordnungsgemäß 
und nachvollziehbar begründet wurden? 

Wenn ja, 

a) wie viele Teilnehmer wurden nach Kenntnis der Bundesregierung ohne 
ausreichende oder ordnungsgemäße Begründung der „Bürgerarbeit“ zu¬ 
gewiesen (bitte auch in Prozent angeben), 

b) welche Gründe lagen nach Kenntnis der Bundesregierung dafür vor, und 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

Gemäß dem Interessensbekundungsverfahren war die Voraussetzung zur Ein¬ 
mündung in die Beschäftigungsphase der „Bürgerarbeit“ das Durchlaufen einer 
mindestens sechs monatigen Aktivierungsphase. Der Bundesregierung liegen 
keine Erkenntnisse dazu vor, ob Zuweisungen in die Bürgerarbeit nicht ordnungs¬ 
gemäß und nachvollziehbar begründet wurden. 
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13. In wie vielen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung das verbind¬ 
lich vorgeschriebene Coaching nicht in die Eingliederungsvereinbarungen 
der Teilnehmer aufgenommen (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Aus welchen Gründen erfolgte dies nach Kenntnis der Bundesregierung 
nicht, und was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

14. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung das verbindlich vorgeschriebene 
Coaching während der Beschäftigungsphase immer und in ausreichender 
Weise durchgeführt? 

Wenn nicht, 

a) wie viele Fälle sind der Bunderegierung bekannt, in denen das Coaching 
nicht oder nur eingeschränkt durchgeführt wurde (bitte jeweils getrennt 
ausweisen), 

b) inwieweit ist dies nach Ansicht der Bundesregierung darauf zurückzufüh¬ 
ren, dass für das Coaching keine gesonderten finanziellen Mittel zur Ver¬ 
fügung standen, 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen, und 

d) welche Schlussfolgerungen leitet die Bundesregierung daraus in Fhnblick 
auf zukünftige Programme ab? 

Die Fragen 13 und 14 werden gemeinsam beantwortet. 

Das Interessenbekundungsverfahren enthielt keine Vorgabe, das Coaching in ei¬ 
ner Eingliederungsvereinbarung festzuhalten. Entsprechend wurden hierzu keine 
Daten erfasst. 

Das beschäftigungsbegleitende Coaching wurde je nach Konzept der einzelnen 
Jobcenter in unterschiedlicher Form und mit verschiedenen Angeboten durchge¬ 
führt. Das beschäftigungsbegleitende Coaching wurde im Rahmen der pro¬ 
grammbegleitenden Evaluation untersucht. Jedoch konnte zwischen den unter¬ 
schiedlichen Umsetzungsformen kein Unterschied in der Auswirkung auf die In¬ 
tegrationsergebnisse festgestellt werden. Ergebnisse im Einzelnen sind im End¬ 
bericht im Kapitel 4.2.2 aufgeführt. 

15. Wie viele Teilnehmer in der Beschäftigungsphase waren zum Stichtag 
31. Dezember der Jahre 2011, 2012, 2013 und 2014 jeweils 

a) 20 Wochenstunden, 

b) 30 Wochenstunden 
beschäftigt? 

Wie viele Teilnehmer davon lebten in einer Bedarfsgemeinschaft mit min¬ 
derjährigen Kindern (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Diese Daten wurden nicht erhoben. 

16. Wie viele Personen haben vor der Teilnahme an diesem Programm bereits 
an einem oder mehreren anderen geforderten Eingliederungsprogrammen 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales teilgenommen (bitte die 
Anzahl der Teilnehmer nach den jeweiligen Programmteilnahmen aufschlüs¬ 
seln)? 

Zu dieser Frage liegen nur Daten zu denjenigen Förderungen vor, die innerhalb 
eines Jahres vor Eintritt in die Beschäftigungsphase zuletzt geendet haben („Vor¬ 
förderung“). In den Jahren 2011 bis 2014 gab es rund 50 000 Eintritte in die Be¬ 
schäftigungsphase, davon rund 40 000 mit Vorförderung. Von Letzteren hatte der 
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Großteil an einer Arbeitsgelegenheit (15 000 Personen) oder einer Maßnahme zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung (13 000 Personen) teilgenommen. 
Daten zu weiteren Teilnahmen finden sich in der angehängten Tabelle (Anlage 2). 

17. Wie viele Teilnehmer zum Stichtag 31. Dezember der Jahre 2010, 2011, 
2012, 2013 und 2014 haben vor der Teilnahme an diesem Programm bereits 
am Modellprojekt „Kommunal-Kombi“ teilgenommen (bitte auch in Prozent 
ausweisen)? 

18. Wie viele Teilnehmer zum Stichtag 31. Dezember der Jahre 2010, 2011, 
2012, 2013 und 2014 haben vor der Teilnahme an diesem Programm bereits 
am Modellprojekt „Perspektive 50plus - Beschäftigungspakte für Ältere in 
den Regionen“ teilgenommen (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

19. Wie viele Teilnehmer zum Stichtag 31. Dezember der Jahre 2011, 2012, 
2013 und 2014 waren nach Kenntnis der Bundesregierung vor der Teilnahme 
am Programm bereits beim selben Arbeitgeber (z. B. im Rahmen einer Ar¬ 
beitsgelegenheit) tätig (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Die Fragen 17 bis 19 werden gemeinsam beantwortet. 

Über die in der Antwort zu Frage 16 enthaltenen Vorförderungen hinaus liegen 
keine weiteren Daten vor. 

20. Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Arbeitsgelegenheiten (AGH) in 
den Jahren 2010, 2011, 2012, 2013 und 2014 in „Bürgerarbeitsplätze“ um¬ 
gewandelt? 

Wenn ja, wie viele Arbeitsplätze wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
umgewandelt? 

21. Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Arbeitsgelegenheiten (AGH) in 
den Jahren 2010, 2011, 2012, 2013 und 2014 um anspruchsvollere Tätigkei¬ 
ten erweitert, und anschließend in „Bürgerarbeitsplätze“ umgewandelt? 

Wenn ja, wie viele Arbeitsplätze wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
aufgewertet und umgewandelt? 

Die Fragen 20 und 21 werden gemeinsam beantwortet. 

Flierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

22. Wie viele Teilnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung zum Stich¬ 
tag 31. Dezember der Jahre 2011 und 2012, 2013 und 2014 im Rahmen der 
Bürgerarbeit in den nachfolgenden Beschäftigungsfeldem tätig: 

a) Gesundheit und Pflege 

b) Kinderbetreuung und Jugendhilfe 

c) Beratungsdienste 

d) Wissenschaft und Forschung 

e) Sport 

f) Umweltschutz und Landschaftspflege 

g) Infrastrukturverbesserung 

h) Kunst und Kultur 

i) Sonstige 

(bitte auch in Prozent ausweisen)? 
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23. Wie viele Teilnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung zum Stich¬ 
tag 31. Dezember der Jahre 2011 und 2012, 2013 und 2014 im Rahmen der 
Bürgerarbeit bei nachfolgenden Trägem beschäftigt bzw. tätig: 

a) Kommunale Einrichtungen 

b) Wohlfahrtsverbände und -vereine 

c) Privatrechtlich organisierte Träger 

d) Sonstige Träger (bitte aufschlüsseln) 

(bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Die Fragen 22 und 23 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Untersuchung der Beschäftigungsfelder und Trägerstruktur war Teil der pro¬ 
grammbegleitenden Evaluation. Besonders häufig wurden demnach Bürger¬ 
arbeitsplätze in den Tätigkeitsbereichen Schulen, Kinder- und Jugendarbeit 
(23,2 Prozent der eingerichteten Bürgerarbeitsplätze), Verkehrswesen, Gastrono¬ 
mie, sonstige Einrichtungen, Vereine oder Initiativen (21,7 Prozent) sowie im Be¬ 
reich Landschaftspflege und Umweltschutz (20,4 Prozent) eingerichtet. Die Er¬ 
gebnisse finden sich im Zwischenbericht 2014 im Kapitel 6.2 und im Endbericht 
in Kapitel 4.2.1. 

24. Gab es nach Ansicht der Bundesregierung einen so genannten Lock-In-Ef- 
fekt, der sich beispielsweise darin äußert, dass sich Bewerbungsbemühungen 
der Teilnehmenden während der Beschäftigungsphase deutlich reduzierten? 

Wenn ja, 

a) wie viele Teilnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung davon 
betroffen (bitte auch in Prozent ausweisen), 

b) wann erlangte die Bundesregierung davon erstmalig Kenntnis, 

c) wie äußerte sich dieser Effekt bei den Teilnehmern, 

d) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen, und 

e) welche Schlussfolgerungen leitet die Bundesregierung daraus in Hinblick 
auf zukünftige Programme ab? 

Durch die programmbegleitende Evaluation wurde festgestellt, dass es innerhalb 
der Beschäftigungsphase zu Lock-In-Effekten kam, die von der Dauer des geför¬ 
derten Beschäftigungsverhältnisses abhingen. Die ausführlichen Ergebnisse fin¬ 
den sich in Kapitel 4.4.3 des Endberichtes. 

Damit Lock-In-Effekte bei öffentlich geförderter Beschäftigung möglichst nicht 
entstehen, ist der Bundesregierung daran gelegen, öffentlich geförderte Beschäf¬ 
tigungen auf Personen zu beschränken, die dieser tatsächlich bedürfen und bei 
denen - neben der Integration in Beschäftigung — noch andere Zielsetzungen, wie 
z. B. Verbesserungen der sozialen Teilhabe mit der öffentlich geförderten Be¬ 
schäftigung verfolgt werden. 
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25. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung mit allen Teilnehmern zu Beginn 
der Aktivierungsphase eine nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
vorgeschriebene und korrekte Eingliederungsvereinbarung geschlossen? 

Wenn nicht, 

a) wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen keine oder 
keine korrekte Eingliederungsvereinbarung geschlossen wurde, 

b) was waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Gründe dafür, und 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

26. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung die nach SGB II vorgeschriebene 
Eingliederungsvereinbarung zu Beginn der Beschäftigungsphase für alle 
Teilnehmer aktualisiert bzw. fortgeschrieben? 

Wenn nicht, 

a) wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen die Einglie¬ 
derungsvereinbarung zu Beginn der Beschäftigungsphase nicht aktuali¬ 
siert bzw. fortgeschrieben wurde, 

b) was waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Gründe dafür, und 

c) was hat die Bundesregierung dagegen unternommen? 

Die Fragen 25 und 26 werden gemeinsam beantwortet. 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, da das Interessensbe¬ 
kundungsverfahren zu den Modellprojekten „Bürgerarbeit“ hierzu keine Vorga¬ 
ben enthielt und es den Jobcentern überlassen war, wie die Teilnahme an den 
Modellprojekten vor Ort konkret ausgestaltet wurde. 

27. Wie viele Personen, die am Programm teilgenommen haben, befinden sich 
aktuell in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung (bitte auch in 
Prozent ausweisen)? 

Die Förderstatistik betrachtet in ihrer Verbleibsanalyse maximal 24 Monate nach 
Austritt. Es kann also eine Aussage darüber getroffen werden, ob eine Person 
24 Monate nach Austritt aus dem Modellprojekt sozialversicherungspflichtig be¬ 
schäftigt war. Von den rund 48 000 aus dem Programm ausgetretenen Personen 
waren rund 17 000 24 Monate nach Austritt sozialversicherungspflichtig be¬ 
schäftigt. Zu deren aktuellem Erwerbsstatus lassen sich aus der Statistik der BA 
keine Angaben ableiten. 

28. Wie viele Personen, die am Programm teilgenommen haben, befinden sich 
aktuell in einer nicht geforderten sozialversicherungspflichtigen Beschäfti¬ 
gung auf dem ersten Arbeitsmarkt (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Von den rund 17 000 aus dem Programm ausgetretenen Personen, die 24 Monate 
danach sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren (vgl. Antwort zu Frage 27), 
befanden sich zu diesem Zeitpunkt rund 2 400 Personen in geförderter Beschäf¬ 
tigung. Das entspricht einem Anteil von 5 Prozent. 
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29. Wie viele Personen, die in den Jahren 2010 bis 2014 am Programm teilge¬ 
nommen haben, befinden sich aktuell in Regelaltersrente (bitte auch in Pro¬ 
zent ausweisen)? 

Zur Beantwortung dieser Frage wurde zum Alter der jeweiligen Personen bei 
Austritt aus der Maßnahme der Zeitraum zwischen Austrittsdatum und aktuellem 
Datum addiert, d. h. es wird fiktiv berechnet, wie alt die damals ausgetretenen 
Personen heute sind. Nach dieser Berechnung dürften schätzungsweise rund 
3 300 Personen derzeit in Regelaltersrente sein. Das entspricht einem Anteil von 
sieben Prozent. 


30. Wie viele Teilnehmer, die am Bundesprogramm teilgenommen haben, konn¬ 
ten nach Ansicht der Bundesregierung nachhaltig in den ersten Arbeitsmarkt 
integriert werden (bitte auch in Prozent ausweisen)? 

Von den in Frage 27 betrachteten rund 17 000 Personen, die 24 Monate nach 
Austritt aus dem Programm sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren, hat¬ 
ten 16 000 in diesen 24 Monaten eine Beschäftigungsdauer von mehr als 12 Mo¬ 
naten. Das entspricht einem Anteil von 34 Prozent. 

31. Wie hoch sind die Gesamtkosten, die im Rahmen des Programms angefallen 
sind (bitte die Kosten für die Jahre 2010,2011,2012,2013 und 2014 getrennt 
ausweisen)? 

Im Rahmen der Modellprojekte wurden die folgenden Beträge an Fördermittel 
ausgezahlt: 


Jahr 

Mittelauszahlungen inkl. Rückzahlungen 

2010 

0,00 € 

2011 

110.002.767,44 € 

2012 

346.825.747,23 € 

2013 

371.661.674,26 € 

2014 

236.765.955,09 6 

2015 

2.598.330,71 € 

2016 

-10.025,27 6 

2017 

-59.125,21 6 

2018 

5.281,74 6 

Summe: 

1.067.790.605,99 6 


Die Beträge der Jahre 2015 bis 2018 ergeben sich aufgrund von Nachzahlungen 
bzw. Rückzahlungen im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung. Sofern die 
Summe der Rückzahlungen die der Nachzahlungen übersteigt, ergeben sich ne¬ 
gative Beträge (Jahre 2016 und 2017). 
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32. Wie schätzt die Bundesregierung den Erfolg des Modellprojektes Bürgerar¬ 
beit ein? 

33. Wurde nach Ansicht der Bundesregierung das von der damaligen Bundes¬ 
ministerin für Arbeit und Soziales Dr. Ursula von der Leyen in der Presse¬ 
mitteilung vom 9. Juli 2010 genannte „oberste Ziel [...] der Bürgerarbeit 
[...], Menschen dauerhaft in reguläre Jobs zu bringen“ erreicht? 

Wenn ja, anhand welcher Kriterien macht die Bundesregierung dies fest? 

Wenn nicht, auf welche Ursachen ist dies nach Meinung der Bundesregie¬ 
rung zurückzuführen? 

Die Fragen 32 und 33 werden gemeinsam beantwortet. 

Gemäß der vorliegenden Evaluation hatte die Aktivierungsphase einen positiven 
Effekt auf die Integrationswahrscheinlichkeit in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 
Die Integrationswahrscheinlichkeit der Teilnehmenden war bis zu 35 Prozent hö¬ 
her als für Nicht-Teilnehmende. Insbesondere die Bildung spezieller Teams, eine 
intensivere Betreuung sowie eine höhere Kontaktdichte wurden als Erfolgskrite¬ 
rien ausgemacht. 

Im Gegensatz dazu hatte die Beschäftigungsphase negative Effekte auf die Integ¬ 
rationswahrscheinlichkeit. Die Konditionen der Beschäftigungsphase (Förderung 
bis zu drei Jahre bei relativ hoher Bezahlung) haben die nach der Aktivierungs¬ 
phase ausgewählten Personen, die vergleichsweise arbeitsmarktnäher waren, in 
der öffentlich geförderten Beschäftigung gehalten (Lock-In-Effekt). 

Besondere Bedeutung kommt daher der Auswahl von sehr arbeitsmarktfemen 
Personen zu, bei denen die öffentlich geförderte Beschäftigung mit dem Ziel der 
(Wieder-)Herstellung der Beschäftigungsfähigkeit betrieben wird und nur eine 
mittel- bis langfristige Perspektive auf eine ungeförderte Beschäftigung besteht. 
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